
CDU-Informationsdienst 
Union in Deutschland 
Bonn, den 10. 

Vertrauen in die Zukunft    ^^ §L°öO 

Wir sind auf     /  y 
einem guten\^^ 
in Deutschland    %1U# 
Liebe Freunde, 
die im September 1985 begonnene „Offensive '87" war 
vom ersten Tag an ein großer Erfolg! Mit tatkräftigem 
Einsatz haben unsere Mitglieder in den Verbänden die 
Informationsmaterialien der CD U verteilt und da- 
durch viele Bürger über die erfolgreiche Politik der Re- 
gierung Helmut Kohl informiert. 

"W Frühjahr 1986 gilt es nun, die Arbeit mit frischem 
Schwung weiterzuführen. Die Regierung Helmut Kohl 
hat große Erfolge erzielt: Die Wirtschaft wächst un- 
vermindert weiter. Die Preise sind stabil. Es gibt wie- 
der neue Arbeitsplätze. Durch unsere Außen- und Si- 
cherheitspolitik ist der Frieden sicherer geworden. Die 
bisher größte Verbesserung für Familien seit Bestehen 
der Bundesrepublik Deutschland ist am 1. Januar 
1986 in Kraft getreten. 

Zu allen diesen Bereichen unserer erfolgreichen Poli- 
l'k gibt es neue Informationsmaterialien: Eine neue 
Ausgabe von „CDU extra" ist das zentrale Massenver- 
teilmittel zur Fortsetzung der „Offensive '87". 
ln* neuen Faltblatt „20 Pluspunkte der Regierung Hel- 
mut Kohl" sind — zum Weitersagen und Weitertragen 
~~ die Erfolge der Regierung Helmut Kohl kurz und 
Knapp zusammengefaßt. Kurzgefaßte politische lnfor- 
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Machen Sie mit! Informieren Sie eine brei- 
te Öffentlichkeit über die erfolgreiche Poli- 
tik der Regierung Helmut Kohl. Zeigen 
auch Sie durch Ihr Beispiel deutlich: Wir 
sind auf einem guten Weg in Deutschland. 
Ihr 

mationen enthält ebenfalls der Fußball- 
weltmeisterschaftskalender, der für alle 
Fußballfreunde ein unentbehrlicher Beglei- 
ter werden wird. 
Broschüren, Flugblätter, Argu-Karten und 
ein neuentwickeltes „Erfolgsposter" sind 
weitere wichtige Materialien zum Informie- 
ren und Verteilen. 
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Weitersagen! 20 Pluspunkte j 
der Regierung Helmut Kohl 

"Äu. T&JL *V 

Das neue Info-Faltblatt der CDU informiert über die 20 
wichtigsten Erfolge der Regierung Helmut Kohl: Von 
Wirtschaftswachstum bis Erziehungsgeld, von Preisstabi- 
lität bis Friedenssicherung; von si- 
cheren Renten bis umweltpolitischen 
Erfolgen. 

Plus 
punkte 
der Regierung 
Helm 
CDU 
ff ss 

J&0P 

de in Germany: 
?utsche Technologie 
eder vorn 

MMtduftla erhallen wieder Nobelpreise. 
.•hung und unsere Technik können wieder 
Itspitze mithallen. Unsere internationale 
fähigkeit ist wieder gesichert. Noch vor 
en bestand die Gefahr, daß wir hoffnungs- 

1 'SA und Japan zurückfallen. 

tg Hclmui Kohl hat uns in der modernen 
ztechnik. in der Biotechnologie und in der 
. liuik nach vorn gebracht. 

i wir wieder Vertrauen in die Zukunft. 
lationale Wettbewerbsfähigkeit schafft und 

| moderne und menschliche Arbeitsplätze. 

ehr Sozialhilfe, höheres 
rohngeld: Wir helfen 
Im Bedürftigen 

gicrung hat Schluß gemacht mit der Schul- 
der SPD. sie hat den So/ialhaushalt wic- 

I solide Grundlage gestellt Wer Hilfe 
sich darauf verlassen, daß er Hilfe 
ersten Mal seit über zehn Jahren wur- 
Kürzungen im sozialen Bereich vorge- 

die Regersatze der Sozialhilfc zum 1. Juli 
nd acht Prozent erhöht. 
icnde mit einem Kind (bis zu 7 Jahre alt) 
Mitbürger über MI Jahre erhalten zusatzlich 
en Regelsatz einen Zuschlag von 20 Pro- 
nd rund 100 Mark. 

Mehr menschliche Begeg- 
nungen - wir wahren 
Deutschlands Einheit 

ndpolitik der Regierung Helmut Kohl ist 
id illusions!«. Wir wahren den Anspruch 

Deutschlands und wir machen die Fol 
mg für die Menschen erträglicher. 

Regierung Helmut Kohl erreicht: 

ng der Höchstdauer für DDR-Besuche von 
age im Jahr. Rentner können jetzt 60 Tage 
I dürfen auch Bekannte besuchen. 

hen Besuchsverkehr wurde die Geltungs- 
Mehrfach-Berechiigungsscheins von drei 
1on.it,- verdoppelt. Die Aufenthaltsdauer 
einem auf zwei Tage erhöhl. 

ng aus der DDR: In den Jahren 1984 und 
s 62.000 Landsleute 

siumtauschsälzc wurden wieder gesenkt. 
r   bis  zum    14.   Lebensjahr   entfällt   die 
flicht; für Rentner wurde der bisherige 
tauschsalz von 25 auf 15 Mark gesenkt. 

jrde intensiver verhandelt: Gegenwärtig 
20 verschiedene Kragen komplexe mil Aus- 
•Ig behandelt. 

Mehr Gerechtigkeit 
im Wehrdienst und 
Zivildienst 

mündliche  (icwisscnsprufung fur  die überwic- 
Mehrheil der Antragsteller entfallt 

Idicnst   dauert  ein   Drille!   länger  als  der 

ellcr braucht mehr längere Zeil auf seinen 
Die Zahl der Zivildienstleistcnden 

rund  36.000 (1982)  auf 50.000  (1985) 
ihl der Antragsteller hat sich verringert. 

ohne die Bereitschaft zur Verteidigung 
icrn. Mit seinem Wehrdienst leistet der 
einen Beitrag zur aktiven Fricdenssiche- 
ler Wehrdienst ist daher Friede n-nln-mt 
istleislendcn verdienen unsere Anerken- 
•hrpflichligcn werden finanziell besserge- 
:hen sind Wchrsolderhohungcn und eine 

Entlassungsgeldes von 1.110 auf 2.500 

Kabel, Satelliten, 
Neue Medien: Mehr 
Informationsfreiheit 

g Helmut Kohl hat sofort nach der Regie- 
me die Ungerechtigkeit im Wehrdienst 
licnst geändert: 

i klares .Ja" zu den neuen Kommuni- 
denn mehr Angebole an Information. 

dung    und    Unterhaltung   dienen   dem 
Bürger. Die SPD. zum Teil in Aktions- 

n Grünen, sperrt sich gegen neue lechni- 
i und gegen die Verbreiterung des 

; Helmut Kohl hat die notwendigen Vor- 
für Pnvjtfunk m den Bundesländern 
Icichzcitig fordert sie den Ausbau der 
msinfrastruktur in der Bundesrepublik 

Die neuen Techniken ermöglichen 
Arbeitsplätze in der Mikroelektronik, 
ng.   Bürokommunikation  und   Unter- 

: Medien gehört ] r freien Gesell 

Mindestabnahme: 100 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 13,50 DM 
Bestell-Nr.: 2793 
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CDU extra: „Auf einem guten Weg 
in Deutschland" 

E)ie neue Ausgabe von „CDU extra" enthält eine aktuelle Bilanz der 
erfolgreichen Politik der Regierung Helmut Kohl. Sie ist das ideale 
Verteilmittel für die Frühjahrsaktionen der CDU-Verbände. 

Der Frähiahrs-Tlp won Max Inxlnger: So fühlen Sie sich wieder Ht (S. 4) 
Ha,wtewar's 
Imurlaub?     Jp 
UhremenSte^" 
URS  JIM/     Seto3 

Kurven, 
die man 
gerne 
sieht*».* 

HnEHHH 
DkuMholltAUbii 

Auf einem 
uten We 

in Deutschland ascüisr 
•   •wndw*«*njii«   —1»   latti« 

Rau schröpft die 
Steuerzahler t&glkh meine 

§116: Alles klar 

Mindestabnahme: 
250 Expl. 
Preis pro 
Mindestabnahme: 
15,00 DM 
Bestell-Nr.: 2748 



Seite 4  •   UiD 11 OFFENSIVE '87 

%. 

Erziehungsgeld - Erziehungsurlaub - Erziehungsjahr 

Wir Heben 
Kinde~ 
CDU 

»     ^«^v 

Wir lieben Kinder! 

10 Milliarden Marie- 
nur für unsere Familien! 

EM uns stallt die Familie 
im Mittelpunkt. Die 
Bundesregierung gibt 
jährlich ,!   üb* 10 Mil- 
liarden Mark zusätzlich 
für Familien aus. 

Damit werden Mütter Es iit ichön, dafi es 
und Väter endlich so ent- leichter geworden ist, 
lastet, wie das Bundes- sich für Kinder iu ent- 
kanxler Helmut Kohl bei scheiden - denn Kinder 
Amtsantritt versprochen sind die Zukunft i 

Unsere Familienpolitik 
Die familienpolitischen Gesetze, die am 
1. Januar 1986 in Kraft getreten sind, stellen 
die größte Verbesserung für Familien seit 
Bestehen der Bundesrepublik Deutschland 
dar. Broschüre und Flugblatt zur Familien- 
politik informieren über alle entscheiden- 
den Verbesserungen. 

Broschüre: 
Erziehungsgeld - Erziehungs- 
urlaub - Erziehungsjahr 
Wir lieben Kinder 
Mindestabnahme: 50 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 17,00 DM 
Bestell-Nr.: 5786 

Flugblatt: Wir lieben Kinder! 
Mindestabnahme: 500 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 16,00 DM 
Bestell-Nr.: 1759 

Kinder, Kinder, 
IU im, .«. hunili>np.lit!b! 

Kind.^.L»., t*< <»*».<. 

Dos haben untere Mütter verdient: 
Für die Kindererziehung gibt's Rente 

Mütter bekommen 
Erziehungsgeld... 

600 Mark monarlMti 

CDU 
afeftgr 
sozial 
undfrei 

Vorderseite Rückseile 
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Aufkleber: „Wir lieben 
Kinder" 

L">der\ 
Wer diesen Aufkleber benutzt, drückt 
seine Verbundenheit mit der CDU-Fami- 
lienpolitik aus. 

^indestabnahme: 100 Exemplare 
preis pro Mindestabnahme: 12,00 DM 
Bestell-Nr.: 9731 

Broschüre: Wir lieben Kinder 
Informationen zur neuen Familienpolitik 
Diese reich bebilderte Broschüre mit über- 
sichtlichen Tabellen eignet sich hervorra- 
gend als informatives Verteilmittel. 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 15,00 DM 
Bestell-Nr.: 2727 

Wandzeitung: „Wir lieben Kinder" 
Dies ist die neueste Wandzeitung der CDU- 
Bundesgeschäftsstelle für Ihren Schauka- 
sten. Wenn Sie in den Verteiler für Wand- 
zeitungen aufgenommen werden möchten, 
wenden Sie sich bitte an Ihre Kreisge- 
schäftsstelle, die Ihre Angaben an die Bun- 
desgeschäftsstelle weiterleiten wird. 

Das Motiv der Wandzeitung „Wir lieben 
Kinder" gibt es jetzt auch als Postkarte. 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 10,00 DM 
Bestell-Nr.: 9795 

WIR LIEBEN KINDER 
Unser Land soll landerfreundlicher werden, weil es 

ohne Kinder eine Gesellschaft mit menschlichem 
Gesicht nicht gibt. Deshalb haben wir mit der jahre- 
langen Benachteiligung von Familien mit Kindern 
Schluß gemacht. 

Mit dem 10-Milliarden-f amilienpaket werden 
jetzt Familien mit Kindern unterstützt. 

Damit es Fan; 
• Erziehungsgeld für Mütter oder Väter in Höhe von 
°00 DM monatlich für Kinder, die nach dem 
31. Dezember 1985 geboren sind. 
* Erziehungsurlaub von 10 Monaten, der mit dem 
Erziehungsgeld verbunden ist und in dem Kündigungs- 
schutz besteht. 
* Anrechnung der Erziehungszeit in der gesetzlichen 
Rentenversicherung von einem Jahr pro Kind. 
Das hat es noch nie gegeben. 
• Anhebung der Haushalts- und Kinderfreibeträge 
sowie Einführung eines Kindergeldzuschlages. 

Politik für Familien mit Kindern ist rbl'rtik für eine 
Gesellschaft mit menschlichem Gesicht. Für die Zukunft 
"nseres Landes. 
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Das ist der Aufschi 

Steigende Einkommen 
Stabile Preise 
Sichere Arbeitsplätze 

II sicher j&e **&&*» 

Das ist der Aufschwung. 
Immer mehr Menschen /^^\ 
haben Arbeit.     ^    (<a6sM^\ 

Es geht aufwärts mit den Arbeitsplätzen 
Wir haben M ytAuffl: noch d«n n«u«r«n Progno- M«ntch«n Ära«* Rnden. 
Di« KW. Wim<hofr.poli- Mn um 3-34 Prozent. Dot Und oufl«ra«m ipürt |«W 
KV oW R«ai«rung rWmut ipürl auch der Arbeit»- Arbeitnehmer den Wocht- 
Kohl bracht« in icüneehv markt, der immer mth him in der Lohntüte - cK« 
Zettv^detpoeinveWooV MM und richer« AnWtv v«nSjgbar«n Bnkornmen 
tumwolen. In aW*«m Jahr platxe bietet - allein 1986 «vom um «two 5 Prozent 
wach* un». W-t«hah wenhm rund 350.000 «MOM. 

Unsere 
Wirtschaftspolitik 

Seit vier Jahren geht es ständig berg- 
auf. Das Wirtschaftswachstum ist das 
Zeichen einer gut funktionierenden 
Wirtschaft. Der Aufschwung ist da. 
Er schafft Wohlstand und neue Ar- 
beitsplätze. 
Die wichtigsten Daten der erfolgrei- 
chen Wirtschaftspolitik sind in der 
neuen Broschüre enthalten. 
Die Flugblätter zu den Themen 
I Wirtschaftspolitik 
I Steuerpolitik 
• Preisstabilität 
geben darüber hinaus wichtige Ein- 
zelinformationen in Kürze. 

AHwitsplotie - 

«l~ •£* di. CDU —. U» 

sicher 
sozial, 
undfret 

Vorderseite Rückseite 
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Broschüre: 
Das ist der Aufschwung: 
Steigende Einkommen 
Stabile Preise 
Sichere Arbeitsplätze 

Mindestabnahme: 50 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 27,00 DM 
Bestell-Nr.: 5776 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1328 
4804 Versmold 

Das kommt allen zugute: 
Stabile Preise 

•Ä 

*feil es mit den Preisen bergab geht, 
können wir mit unserem Geld mehr anfangen 

£*•<!;. SPD di.lnflo. 

££|»««. Lohn, und 

T^!" •X^'d., 
r«'~< autoW,.,,.n 
"•«•Und wir-«* 

schon unter dem Wirt- 
KKaftflwunder-fWesior 
Ludwig Erhard — bei 
rund einem Proient (1%) 
ongelongt. Das ist eine 
einmalig« Leistung auf 

anerkannt. Dos Geld im 
Portemonnaie reicht also 
läng«< oder für mehr. 

läßlich mit der Zukunft 
r«chn«n. Denn auch die 
Zinsen sinken - Kredite 
•fnd wieder bHUger. 

Flugblatt: 
Das ist der Aufschwung. 
Immer mehr Menschen 
haben Arbeit. 
Mindestabnahme: 500 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 16,00 DM 
Bestell-Nr.: 1755 

Flugblatt: 
Das kommt allen zugute: 
Stabile Preise 
Mindestabnahme: 500 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 16,00 DM 
Bestell-Nr.: 1760 

Flugblatt: 
Was uns allen zugute kommt: 
Steuersenkung! 
Mindestabnahme: 500 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 16,00 DM 
Bestell-Nr.: 1756 

Was uns allen zugute kommt: 
Steuersenkung!/ 

20 Milliarden 
Taschen der Deutschen 

Alt unter der SPD die die Bürger am poermwn 
Schuld» «ieoea, meg«. kgM WfcoW Seil Nodwchlog - 
natürlich die Steuern und 1986 *.dtn - vor oRem den noch mehr Steuern 
Abgab*, immer mit. Wir d» Beziehe, kleine. gelenkt. Dal Erfahr.* 

MUMM Schuld«. lavrie ram»«, mit Kin- Bürger rMhdNn mehr 
ve^ieoW Jern könne« dem - opürbar earlottet. übrig. 

Vorderseite Vorderseite 
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Sichere 
Solidarische Hilfe 
Sozialer Fortschritt 

CDU 
sich« 
sozml 
und/rei **0* 

Wir schaffen soziale 
Gerechtigkeit, Für alle! 

Idi bin »rb»itn^im«r. 
Mir geht« joht 
baut* ah früht» 

Wir kümmern uns um den Menschen 
Wer - wie d,e SPD - 
«hleoNt wimchafw, 
kann out Dou«r nicht wo- 
riol %mn. Weil dann da. 
Geld .eht.. Deshalb hat 
di« CDU d«n Sozial stoat 
zunäditt »Itimol wiede< 
•olid« finanziert. 
Ertrmali seit 10 Jahnm 

gab tt 1985 k«.n« 
Kürzungen im SoxkJ- 
houthah. 1986 gob et 
sogar em«bliche Verbes- 
»•rungen. Dob* hab«n 
wir uns um die Problem« 
tehr vieler Men taSen 
geltümmert. 0«n meisten 
könnt« geholfen werden, 

Familien, Rentnern, 
Arbeitslosen, Mi«tern 
und vielen sozial SaSwä- 
ch«f«n. Daß e* auch 
wieder stabiles WaaSt- 
rum und niedrige Preise 
gibt, das nützt soHließlich 

Unsere Sozialpolitik 
Soziale Leistungen, die den wirklich 
Bedürftigen zugute kommen, sichere Ren- 
ten, das sind Informationen, die wir jetzt 
weitertragen müssen! 

Broschüre: 
Sichere Renten - Solidarische Hilfe 
Sozialer Fortschritt 
Mindestabnahme: 50 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 17,00 DM 
Bestell-Nr.: 5790 

Flugblatt: Wir schaffen soziale 
Gerechtigkeit. Für alle! 
Mindestabnahme: 500 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 16,00 DM 
Bestell-Nr.: 1758 

Flugblatt: Unsere solide Politik 
garantiert sichere Renten 
Mindestabnahme: 500 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 16,00 DM 
Bestell-Nr.: 1761 

Unsere solide Politik garantiert 
sichere Renten 

Sicherheit und Geborgenheit im Alter 
Ei gibt k«in«n Zvntftl: Dal war dal Erg«bni. 
DI. t«M lind lith.r. der umolid.n Politik d«r 
Niemand brouct.1 lieh SPD. H*uM in «no: Di« 
Sorg«n tu mochon. Noch R«gi«rung H«lmu1 Kohl 
vor droJ Jahron ilond hat auch di« R.nt. 
uni«r R«nt«niytt«m fall wi«d«f auf «tn« lolid« 
vor dor Zorruttung. Ballt «ing«it«Hl. 

Auß«rd«m: Di« Pr«(i« 
•lad lo Mobil wi« 
iu Erhordt Z«»«n. Dol 
n.iBt: Di. Inflation friBl 
d«n R«ntn«m Ihr« 
Et »parniit« nkht m.hf 

Vorderseite Vorderseite 
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Unsere Umweltpolitik 
Erste Erfolge im Umweltschutz: Luft 
und Wasser werden sauberer. Mit ihrem 
entschiedenen Handeln hat die Regierung 
Helmut Kohl für mehr Umweltbewußtsein 
gesorgt. 

Broschüre: 
Aus Liebe zur Heimat - 
Gemeinsam für 
eine lebenswerte Umwelt 
Mindestabnahme: 50 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 21,00 DM 
Bestell-Nr.: 5792 

Flugblatt: 
Aus Liebe zur Heimat: 
Wir schützen die Umwelt 
jWndestabnahme: 500 Expl. 
^reis pro Mindestabnahme: 16,00 DM 
Bestell-Nr.: 1757 

Aus Liebe zur Heimat: 
Wir schützen die Umwelt   *Ä% 

Ge*nems<im für eine lebenswerte Zukunft 
No«K nt. hol .!„. Du„d.,.     lahmloni »1.1 ,.,.d... 

CS! '""''19* dto obr "*•• Q'hond.H. J.ttt 

•SSis"!?* 
Sah«** 
h« SS* •»•"ndl.SPD "«lmUmwt||    h 

dlich g.ichi.lit Im 
Umw.llichuli m.hr alt In 
d.nl3Jahr.nSPD- 
R.ai.rvng luiammm. 
•Ind auch Im Umw.lt- 
ichutl auf d.m richtia.n 
V*,. 

«obere« 

CDU 
f sicher 

sozial 
und fr» i<g£ 

Ein Hodi utrf untere btif Luft! 

iwubew Luft t«lnlincn««t. Kraft- 

^ä5£Sä rhlmli fciiifc 

Immer weniger 
Qudm und SdMiMifi 

io»>.ftf öl« i«meili lu.oi 

40% ••' N«uwof •- .*evk>«ra 

Das ist unser Weg 
in die Zukunft 

mriMMcii MII.! 

gewosdien hat: 

Vorderseite Rückseile 
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Unsere 
Außenpolitik 
Der Frieden ist sicher — das Bündnis ist 
gestärkt. Der Ost-West-Dialog geht wei- 
ter. Diese Erfolge müssen wir offensiv 
vertreten. 

sichern - Deutschlands 
Einheit wahren 

sich« 
sozial 

Broschüre: 
Frieden und Freiheit sichern - 
Deutschlands Einheit wahren 

Mindestabnahme: 50 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 21,00 DM 
Bestell-Nr: 5791 

Unsere 
Innenpolitik 

Die neue Broschüre zeigt unwiderlegbar: 
Freiheit und Sicherheit für alle Bürger 
werden von der Regierung Helmut Kohl 
garantiert. 

Broschüre: 
Freiheit und Sicherheit 
für alle Bürger 

Mindestabnahme: 50 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 17,00 DM 
Bestell-Nr.: 5775 

Freiheit 
und Sicherheit 
für alle Bürger 

\W «\e 

*<?&L S£ft£ #r - 
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Erfolgsposter 
Zur Unterstützung eines jeden Vortragsredners dient dieses „Erfolgsposter". Eingerollt 
läßt es sich leicht mitnehmen. An der Wand befestigt, zeigt es unübersehbar die wich- 
tigsten Erfolge der Regierung Helmut Kohl. 

Poster: 
Das sind die Erfolge 
der Regierung 
Helmut Kohl 

Das sM de Erfolge «O 
ng Helmut KoM 

«»m01*l«IIO*T 

Mindestabnahme: 1 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 
9,80 DM 
Bestell-Nr.: 8737 

1M'f (M >:' • 11 1111111111111M11) 1111 r 1111111111 j 11 f 11E1111 [ 11111 f 111 ii 1111 ii i f i j 1111 i r 1111111 • i r 11 f 1111111 [ i: 111111111111111 ii 111111111 i 1111111 i f 111111 i 11 

Argumentationskarten-Set 

Unsere politischen 
Jrümpfe sind auf 
^handlichen 
Karten kurz darge- 
stellt. 

^'ndestabnahme: 
50 Sets 

feis pro Mindestabnahme: 
n>50DM 
Bestell-Nr.: 7703 

>VboW 

f Arbeits- 
'egierung 

l    Y^*<^fe>. ***£   x      \\„ch      .   \,d Renten-!^- 

teitsplatz 

e^f \o o^ '•—"«*/& 



Seite 12 •  UiD 11 OFFENSIVE '87 

Zur Auseinandersetzung mit der SPD 
SPD-Partei ohne 

wirtschaftspolitische 
Alternative 

SPD- 
Arbeitslosigkeit 

Staatliche Beschäf tigungsprogramme 
schaffen keine sicheren und 
dauerhaften Arbeitsplätze 

CDU 

Mindestabnahme: 
50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 
26,50 DM 
Bestell-Nr.: 5694 

Broschüre: 
SPD - Partei ohne 
wirtschaftspolitische 
Alternative 
Die SPD hängt immer noch 
überholten wirtschaftspoli- 
tischen Vorstellungen nach, 
die unsere Wirtschaft schon 
einmal zugrunde gerichtet 
haben. 

Broschüre: 
Der außenpolitische 
Kurswechsel der SPD 
in der Opposition 

In der Opposition haben 
sich in der SPD jene Kräfte 
durchgesetzt, die einen ge- 
fährlichen Kurs vertreten. 

Der 
außenpolitische 
Kurswechsel 
der SPD in 
der Opposition 
Anti-amerikanische Tendenzen 
schaden dem deutschen Interesse 

CDU 

Mindestabnahme: 
50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 
24,00 DM 
Bestell-Nr.: 5688 

lllillllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllli 

Für Senioren - Mit Senioren 
Videofilm: Selbständig - Sicher - Geborgen 
Für ein glückliches Leben im Alter 

SELBSTÄNDIG - SICHER - GEBORGEN 

IH:H!li:i:UH:l 
Videofilm über den Senioren-Kongreß 
der CDU in Bonn CDU 

II sicher 
sozial 
undfrei 

Videofilm 
über den 
Senioren-Kongreß 
der CDU 
Mindestabnahme: 
1 Expl. 
Preis pro 
Mindestabnahme: 
19,80 DM 
Bestell-Nr.: 
4809 VHS 
4810 Betamax 
4811 Video 2000 
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Funkelektroniker 

Informations tlektromker 

Handarbeiterinnen 

A\. 

Offensive für mehr     ;^!yNS 

Beschäftigung 
Leitfaden: CDU-Offensive 
für mehr Beschäftigung 
Vorschläge, wie sich die CDU-Verbände 
vor Ort für mehr Beschäftigung einsetzen 
können. 
Mindestabnahme: 10 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 9,30 DM 
Bestell-Nr.: 3705 

12seifiges Faltblatt: 
»»Jetzt einstellen" 
ausführliche Erläuterungen der Möglich- 
keiten, die das Beschäftigungsförderungs- 
gesetz bietet. 
Mindestabnahme: 100 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 18,00 DM 
Bestell-Nr.: 2658 

m 

BesdäWgungsaktion 

10.000 

SSifLLi 

fPU-OHensive 
fürmehr 
Beschäftigung 
Leitfaden 
für Aktionen von 
CDU-Verbänden 

CDU 
II 

Die neue 
Partnerschaft 

Frauen 
jnBeruL 
Familie und 
Gesellschaft 

regungen zur Arbeit 

CDU 

66 „Neue Partnerschaft 

Aktionsleitfaden: 
„Frauen in Beruf, 
Familie und Gesellschaft" 
Anregungen zur Arbeit mit den Essener 
Leitsätzen 
Mindestabnahme: 10 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 7,15 DM 
Bestell-Nr.: 3696 

Beschluß des 
33. Bundesparteitages der CDU 
in Essen 1985 
Diese Broschüre gibt den Originalwort- 
laut der beschlossenen Leitsätze wieder. 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 21,50 DM 
Bestell-Nr.: 5708 
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Mit uns für eine lebenswerte Umwelt 

Aktionshandbuch: 
Umweltaktionen von A bis Z 
Mach mit! 
Vielfältige Aktionsbeispiele regen zum 
Mitmachen an. 
Mindestabnahme: 10 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 7,00 DM 
Bestell-Nr.: 3670 

Zeitung: Mit uns für eine 
lebenswerte Umwelt 
Diese Zeitung enthält Artikel zu allen 
wichtigen Umweltfragen, auf der Innen- 
seite ist ein großes, vierfarbiges Poster 
mit Umwelt-ABC. 
Mindestabnahme: 100 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 19,00 DM 
Bestell-Nr.: 2662 

Rahmenflugblatt: 
Mit uns für eine lebenswerte 
Umwelt 
Die Vorderseite mit dem Aktionszeichen 
steht für den Eindruck von Informatio- 
nen der CDU-Kreisverbände zur Verfü- 
gung. Die Rückseite enthält die Bilanz 
der erfolgreichen Umweltpolitik der Bun- 
desregierung. 
Mindestabnahme: 500 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 25,00 DM 
Bestell-Nr.: 1695 

Rahmenplakat (DIN Al) 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 20,00 DM 
Bestell-Nr.: 8695 

Broschüre: 
Katalysator, bleifreies Benzin: 
Unsere Luft wird sauberer 
Alle Informationen, wie man als Auto- 
fahrer die Umwelt schützen und zugleich 
Steuern sparen kann. 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 10,00 DM 
Bestell-Nr.: 2664 
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Materialien zur Mitgliederwerbung 

Leitfaden 

LMitutiederwertung 
leicht gemacm' 

Modelle für 

Für Deutschland 
WIRINDERCDU 

Leitfaden: 
^litgliederwerbung leicht gemacht 
°rei erfolgreiche Modelle zur Mitglieder- 
Werbung auf CDU-Verbandsebene wer- 

en in dieser Broschüre ausführlich vor- 
gestellt. 

J^ndestabnahme: 10 Exemplare 
reis pro Mindestabnahme: 6,75 DM 

Öestell-Nr.:6704 

Vornotieren: 
^ktionsleiter-Treffen »n Bonn 
Seminar IV am 12./13. Mai 1986 
D'e CDU-Bundesgeschäftsstelle bietet 
lur Aktionsleiter, die von den Kreis- 

ei*bänden benannt werden, Seminare 
?,n- Ausführliche Informationen: 
*e». (0228) 544-371 

Mitgliederwerbeprospekt: 
10 Fragen, die Sie sich 
beantworten sollten 

Auf einleuchtende Art und Weise hilft 
dieser kleine Fragenkatalog CDU- 
Anhängern, den letzten Schritt auf dem 
Wege zur Mitgliedschaft in die CDU ziel- 
strebig anzugehen; denn oft fehlt nur 
noch ein kleiner Anstoß! 
Mindestabnahme: 100 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 20,00 DM 
Bestell-Nr.: 6684 

Faltprospekt: 
So werben Sie Mitglieder 
für die CDU 

Wie führt man ein erfolgreiches Werbege- 
spräch? Was muß man dabei in jedem 
Falle berücksichtigen? Auf alle Fragen 
gibt unser Faltprospekt Tips und Hinwei- 
se und hilft Ihnen mit stichhaltigen Argu- 
menten zielsicher weiter. 
Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 13,00 DM 
Bestell-Nr.: 6685 

Beitrittserklärung: 

Was jeder CDU-Mitgliederwerber stets in 
der Jackentasche mit sich führt: die auch 
optisch ansprechenden Aufnahmeanträge 
der CDU, die kostenlos erhältlich sind. 
Mindestabnahme: 150 Exemplare 
Bestell-Nr.: 6717 
(Beitrittserklärung ohne Staffel) 
Bestell-Nr.: 6718 
(Beitrittserklärung mit Staffel) 



Zur Sache: 

Vorsicht, 
Fangfrage! 
Der DGB veranstaltet in diesen Tagen unter 
den Arbeitnehmern in den Betrieben eine 
„Umfrage". Mit Ja oder Nein soll auf folgende 
(Fang-) Frage geantwortet werden: 
„Ich will die Streikfähigkeit der Gewerkschaf- 
ten erhalten. Deshalb lehne ich die vom Deut- 
schen Bundestag beschlossene Änderung des 
Streikparagraphen 116 AFG ab." 
Wenn man diese Frage richtig beantworten will, 
muß man zwei Kreuze machen, denn: 
• Alle wollen die Streikfähigkeit der Gewerk- 
schaften erhalten. Auch die Bundesregierung. 
Deshalb: 

Ja ankreuzen! 
• Niemand will die lückenhafte Fassung des 
alten § 116 AFG. Auch der DGB nicht, der die 
frühere Fassung selbst als „unklar" bezeichnet 
hat (Geschäftsbericht 1969/71). Deshalb: 

Nein ankreuzen! 
Die neue Fassung des § 116 AFG hat mit der 
Streikfähigkeit der Gewerkschaften überhaupt 
nichts zu tun. Es wird lediglich klargestellt: 

Streikende erhalten kein Geld, und diejenigen, 
für die mitgestreikt wird, erhalten auch kein 
Geld von der Bundesanstalt für Arbeit. Denn 
die muß in Arbeitskämpfen neutral bleiben, 
um die Rechte aller Arbeitnehmer wahren zu 
können. Alle anderen von einem Arbeitskampf 
Betroffenen erhalten Leistungen. 

Per DGB will in Wirklichkeit 
von der Neuen Heimat ablenken 

Der DGB braucht das wahrheitswidrige Getöse 
um den § 116 AFG, weil er von seinen eigenen 
Skandalen ablenken will. Das Mißmanagement 
bei der gewerkschaftseigenen Neuen Heimat 
ist so groß, daß man noch nicht einmal neutrale 
Prüfer ins Haus lassen will. Schon mehr als 
1,5 Milliarden Mark der Arbeitnehmer mußten 
zur Stützung des Gewerkschaftsunternehmens 
herhalten. 
Statt Fangfragen zu formulieren, sollte einmal 
die ehrliche Frage gestellt werden: Kolleginnen 
und Kollegen, seid Ihr damit einverstanden, 
daß die Gewerkschaften Eure Beitragsgelder 
in Milliardenhöhe für die Neue Heimat miß- 
braucht haben? 

Hvausgctier CDU-BuntMspescnartsste»« 
KocM-AOenauflr.Haut     5300 Bonn l     N CDU 

sicher 
sozial 
undfrei 
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Das Ergebnis steht schon fest! 
Die ersten Veröffentlichungen aus 
dem DGB über das geplante „Arbeit- 
nehmer-Votum" lassen bereits deutlich 
die Stoßrichtung dieser Aktion erken- 
nen. Es geht den Gewerkschaften nicht 
nm sachliche Informationen über die 
Neufassung des Paragraphen 116 
AFG, sondern um die Rettung und 
Fortsetzung der Kampagne gegen die 
Bundesregierung. Das wird durch fol- 
gende Beispiele bewiesen: 

Beispiel 1 
*n der Pressemitteilung des DGB vom 20. 
März 86 heißt es: „Die Arbeitnehmerbe- 
Jfagung werde Gelegenheit bieten, über 
den arbeitnehmerfeindlichen und antige- 
Werkschaftlichen Charakter der Regie- 
rungspolitik weiter aufzuklären." 

Beispiel 2 

Verräterisch ist die Sprache, mit der die 
Aktion in der „Welt der Arbeit" (Sonder- 
ausgabe 3/86) angekündigt wird: „Der 

GB führt eine Befragungsaktion gegen 
le geplante Änderung des Paragraphen 

u6 AFG durch." 

Beispiel 3 

*m. gleichen Artikel der „Welt der Arbeit" 
Heißt es weiter: „Die Arbeitnehmer erhal- 
en in den Betrieben durch ihre Gewerk- 
chaften Fragebogen, auf denen sie klar- 

gehen können, wohin die AFG-Neufas- 
SUng gehört: in den Papierkorb!" 

Beispiel 4 

eine wahren Absichten entlarvt der 
, 9B mit der Fangfrage, die er den Ar- 
s
eitnehmern vorlegen will: „Ich will die 
reikfähigkeit der Gewerkschaften erhal- 

s
eH- Deshalb lehne ich die vom Deut- 
"en Bundestag beschlossene Änderung 

es Streikparagraphen 116 AFG ab." Da- 

mit steht auch das Ergebnis der Befra- 
gung fest. Denn kein Arbeitnehmer wird 
sich für die Einschränkung des Streik- 
rechts aussprechen. Daß der Paragraph 
116 AFG damit überhaupt nichts zu tun 
hat, wird ihm verschwiegen und das Ge- 
genteil suggeriert. 

Beispiel 5 
Der Stimmzettel, den der DGB an die Ar- 
beitnehmer verteilen läßt, enthält einen 
Aufruf. Darin heißt es: „Das Votum der 
Mehrheit des Deutschen Bundestages ist 
ein frontaler Angriff auf die Arbeitneh- 
mer und ihre Gewerkschaften und gefähr- 
det den sozialen Frieden. Wir setzen das 
Votum der Arbeitnehmer dagegen!" 
Der DGB stellt somit den Beschluß eines 
Verfassungsorgans, nämlich des freige- 
wählten Bundestages, auf eine Sprach- 
ebene mit seiner Befragungsaktion. Da- 
mit werden die Grundsätze der parlamen- 
tarischen Demokratie in Frage gestellt. 
Darüber hinaus enthält der Aufruf die be- 
reits bekannten Falschmeldungen über 
die Gesetzesneufassung. So behauptet 
der DGB: „Das jetzt beschlossene Gesetz 
verdreht die geltende Rechtslage zu La- 
sten der Arbeitnehmer und ihrer Gewerk- 
schaften in ihr Gegenteil!" 

Tatsache ist: 
Die Gesetzesneufassung stellt klar, daß 
an Arbeitnehmer derselben Branche au- 
ßerhalb des Kampfgebietes nur dann kei- 
ne Leistungen gezahlt werden, wenn der 
Arbeitskampf stellvertretend auch um die 
Arbeitsbedingungen dieser Arbeitnehmer 
geführt wird. In allen anderen Fällen er- 
halten mittelbar vom Arbeitskampf be- 
troffene Arbeitnehmer immer Kurzarbei- 
ter- und Arbeitslosengeld. Das ver- 
schweigt der DGB seinen Mitgliedern. 
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Helmut Kohl: Wir werden den 
erfolgreichen Weg fortsetzen 
Bundeskanzler Helmut Kohl zog in 
einem Interview mit der Tageszeitung 
„Die Welt" eine Bilanz seiner erfolg- 
reichen Regierungspolitik. Es hieße 
den Wähler unterschätzen, wenn man 
ihm unterstellt, daß er nach Katego- 
rien wie „mögen" oder „nicht mögen" 
entscheidet, sagte der Kanzler und 
fuhr fort: 

Der Wähler orientiert sich an den Tatsa- 
chen, an den handgreiflichen Ergebnis- 
sen einer Politik. Und wir können mit der 
Bilanz unserer Arbeit vor kritischen Blik- 
ken bestehen. Das wird bis zum Wahlter- 
min immer deutlicher werden, sicherlich 
auch in den demoskopischen Umfragen. 
Im übrigen sehen die Bürger selbst, daß 
wir auf einem guten Weg sind: Das spü- 
ren die Rentner, die Arbeitnehmer eben- 
so wie die Unternehmer. Wir sind doch 
gemeinsam mit großen Anstrengungen 
auf diesen Weg der Vernunft und Zuver- 
sicht zurückgekehrt. Die Opfer und An- 
strengungen der Bürger dafür sind nicht 
gering gewesen und sollten ebenso wie 
die richtigen politischen Weichenstellun- 
gen Anerkennung finden. 
Um die Leistungen dieser Regierung zu 
beurteilen, muß man sich nur an die Aus- 
gangslage im Herbst 1982 erinnern. Neh- 
men wir die Wirtschafts- und Sozialpoli- 
tik: Bevor ich mein Amt antrat, nahm die 
Staatsverschuldung Jahr für Jahr drama- 
tisch zu, gleichzeitig schrumpfte die Wirt- 
schaft. Die Arbeitslosigkeit stieg schein- 
bar unaufhaltsam, die Jahresraten von 
über 40 Prozent und die Zahl der Er- 
werbstätigen nahm rasch ab, vom Herbst 
1980 bis Herbst 1982 um über 650000. 
Hohe Inflationsraten zehrten die Ein- 
kommenssteigerungen der Arbeitnehmer 

und Rentner nicht nur auf, sie ließen die 
Kaufkraft sogar zurückgehen. Das soziale 
Sicherungssystem steckte in einer tiefen 
Krise, die Rentenversicherung stand kurz 
vor dem Bankrott. Das war das Ergebnis 
einer Politik, die allen alles versprochen 
hatte. 
Meine Regierung konnte keine neuen 
Wohltaten versprechen. Im Gegenteil: 
Wir mußten Opfer fordern. Aber es hat 
sich gelohnt: 

Der Haushalt ist in Ordnung 
Heute sind die Staatsfinanzen wieder im 
Lot, die Neuverschuldung des Bundes ist 
halbiert worden. Wir haben wieder ein 
stabiles und stetiges Wirtschaftswachs- 
tum: im vergangenen Jahr 2,5 Prozent, in 
diesem Jahr mindestens 3 Prozent; wahr- 
scheinlich deutlich mehr. Damit gehören 
wir zur Spitzengruppe der Industrielän- 
der. 
Der Beschäftigungsrückgang und der dra- 
matische Anstieg der Arbeitslosigkeit 
konnten gestoppt werden. Gegenüber 
dem Tiefstand der Beschäftigung, 1983, 
verzeichnen wir einen Zuwachs von 
350000 Arbeitsplätzen, und die Zahl 
nimmt immer schneller zu. Für 1986 er- 
warten die Fachleute noch einmal 300000 
oder mehr. Das sind also zusammen weit 
mehr als 600000 neue Arbeitsplätze. 
Wenn die Arbeitslosenzahlen trotzdem 
noch hoch — zu hoch — sind, so hängt 
dies vor allem damit zusammen, daß im- 
mer noch deutlich mehr Berufsanfänger 
neu auf den Arbeitsmarkt kommen als 
Ältere ausscheiden. 
Außerdem rechnen sich angesichts der 
günstigen Wirtschaftsentwicklung auch 
mehr und mehr Bürger, die bisher noch 
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gar nicht oder aber seit längerer Zeit 
nicht mehr erwerbstätig waren, günstige 
Beschäftigungschancen aus und melden 
sich beim Arbeitsamt. In diesem Jahr 
dürfte gleichwohl — mit einem Rückgang 
um 150000 bis 200000, wie die Experten 
schätzen — auch bei der Arbeitslosigkeit 
der Durchbruch erreicht werden. Die 
Zahl der Kurzarbeiter ist seit Anfang 
'983 um fast eine Million zurückgegan- 
gen. Kurzarbeit spielt heute — abgesehen 
yon dem besonderen Problembereich der 
Bauwirtschaft — praktisch keine Rolle 
°iehr. Die Jugendarbeitslosigkeit ist heu- 
te niedriger als 1982. 

Stabile Preise 

Die Preissteigerungsrate ist von 6,5 Pro- 
2ent im Januar 1982 auf 0,1 Prozent im 
März diesen Jahres zurückgegangen — 
der niedrigste Stand seit 1968. Fachleute 
gehen davon aus, daß dieses hohe Maß 
an Preisstabilität, das auch international 
ohne Beispiel ist, weiterhin anhält. Das 
kommt allen zugute, gerade auch den Be- 
ziehern kleiner Einkommen, die nun — 
anders als in früheren Jahren — wieder 
jj°er mehr Kaufkraft verfügen. Für die 
Sparer bedeutet der stabile Geldwert 
gleichzeitig Wertzuwachs statt Substanz- 
verlust. 
üas soziale Sicherungssystem steht heute 
^leder auf einer sicheren Grundlage. Die 
^entenfinanzen haben sich — auch dank 
°-er spürbaren Beschäftigungszunahme — 
günstig entwickelt. Die Zahlung der Ren- 
ten ist voll gesichert. 

^Urchbruch in der Familienpolitik 
°ieser Kurs der Stabilität und der Er- 
neuerung der Sozialen Marktwirtschaft 
at uns neue Spielräume einer sozialen 
°'itik eröffnet. Mit dem Erziehungsgeld 
nd steuerlichen Erleichterungen haben 
lr umfassende Verbesserungen für Fa- 

^'ien mit Kindern durchgesetzt — insge- 
amt ein Paket von rund 10 Milliarden 

Mark. Wir haben die notwendige Neu- 
ordnung der Hinterbliebenenrente ge- 
schaffen und mit der Anerkennung von 
Kindererziehungszeiten in der Rentenver- 
sicherung die 100jährige Benachteiligung 
der Mütter bei der Rente beseitigt. Auch 
damit wurden grundsätzliche Weichen 
für eine familienfreundliche Politik ge- 
stellt. 
Alles in allem eine Bilanz, die sich sehen 
lassen kann. Und es ist sicher kein Zufall, 
daß heute statt Zukunftsangst und Pessi- 
mismus Zuversicht und Vertrauen das Bild 
bestimmen. An der Jahreswende 1985/86 
sahen 61 Prozent dem neuen Jahr mit 
Hoffnung entgegen, vier Jahre zuvor waren 
es nur 32 Prozent gewesen. Wir werden die- 
se Hoffnungen nicht enttäuschen, sondern 
auf dem so erfolgreich beschrittenen Weg 
weitergehen. 

Mehrheit für Koalition 
Nach einer Sonntags-Umfrage, die in 
„Welt am Sonntag" vom 6. 4. veröffent- 
licht wurde, würden die Bundesbürger 
wie folgt wählen: 
44 Prozent CDU/CSU, 41 Prozent SPD, 
8 Prozent Grüne, 7 Prozent FDP. 

Bundeskanzler Kohl 
hat das Vertrauen der 
Wirtschaft 
Bei einer Umfrage des Emnid-Instituts im 
Auftrag der „Wirtschaftswoche" antwor- 
teten auf die Frage, ob bei einem Kanzler 
Rau die Marktwirtschaft in besseren 
Händen wäre als bei Bundeskanzler 
Kohl, 156 Unternehmer mit Nein, nur 16 
mit Ja. Dieses eindeutige Votum für den 
derzeitigen Bundeskanzler ist auch ein 
Indiz für die Zuversicht der Wirtschaft. 
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SDI-Vereinbarungen: 
Deutsche Interessen gesichert 
Die Bundesregierung begrüßt den 
erfolgreichen Abschluß der deutsch- 
amerikanischen Verhandlungen über 
eine Vereinbarung zur Beteiligung 
deutscher Industrie- und Forschungs- 
einrichtungen am SDI-Forschungspro- 
gramm sowie über allgemeine Fragen 
des Technologieaustausches. Die Bun- 
desregierung empfindet besondere Ge- 
nugtuung, daß beide Vereinbarungen 
zeitgleich abgeschlossen werden konn- 
ten. 
Am 18. April 1985 hatte Bundeskanzler 
Helmut Kohl in einer Regierungserklä- 
rung das deutsche Interesse an der tech- 
nologischen und wissenschaftlichen Zu- 
sammenarbeit angekündigt. Nach neun- 
monatigen sorgfältigen Vorgesprächen 
und intensiven Verhandlungen ist es jetzt 
gelungen, die Voraussetzungen und Be- 
dingungen für eine Zusammenarbeit der 
privat-wirtschaftlich organisierten deut- 
schen Industrie und Forschung mit der 
amerikanischen Industrie und Forschung 
im Rahmen des SDI-Forschungspro- 
gramms und im allgemeinen deutlich zu 
verbessern. Der Bundesregierung ging es 
darum, die Chancen für die deutsche In- 

dustrie und Forschung zu erhöhen, An- 
schluß an der technologischen Entwick- 
lung in den USA zu gewinnen. 

Es wird jetzt die Aufgabe der deutschen 
Industrie und Forschung sein, auf der 
Grundlage der getroffenen Vereinbarun- 
gen die Möglichkeiten der Zusammenar- 
beit mit den USA bestmöglich zu nutzen. 
Ausmaß und Qualität der Zusammenar- 
beit bestimmen sich allein aus der Inter- 
essenlage der Industrie und Forschung in 
beiden Ländern. 

Bei den Verhandlungen hat sich erneut 
das freundschaftliche und partnerschaft- 
liche Verhältnis zwischen beiden Ländern 
und beiden Regierungen bewährt. Die 
deutschen Interessen konnten im 
größtmöglichen Umfang eingebracht und 
gesichert werden. 
Die ablehnende Haltung der Opposition 
beweist einmal mehr, daß sich ihre Poli- 
tik immer deutlicher gegen die westlichen 
Interessen insgesamt richtet, gegen die 
Freundschaft mit den USA wie gegen das 
Atlantische Bündnis. Die Folge wäre die 
internationale Isolierung der Bundesre- 
publik Deutschland. 

Volker Rühe: SPD bricht mit den Grundlagen 
der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik 
Die Außen- und Sicherheitspolitik der 
Sozialdemokraten würde nach Ansicht des 
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Volker Rühe, 
auf Dauer bündnisunfähig machen. Die 
SPD betreibe immer stärker einen Bruch 
mit den Grundlagen der deutschen Außen- 
und Sicherheitspolitik, sagte Rühe im 
Interview mit der WELT: 

Frage: Von den Sozialdemokraten hört 
man, sie fühlten sich an die Abkommen 
mit den USA zur deutschen SDI-Beteili- 
gung nicht gebunden. Wie bewerten sie 
das? 
Rühe: Die SPD hat sich ja in der Vergan- 
genheit gelegentlich nicht einmal an Din- 
ge gebunden gefühlt, die sie selbst verein- 
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bart hat — wie die NATO-Nachrüstung. 
Sie hat dort einen Wortbruch begangen. 
Deswegen darf es nicht verwundern, daß 
sie sich nicht gebunden fühlt an Verein- 
barungen, die diese Bundesregierung ge- 
troffen hat. Aber es ist natürlich entlar- 
vend und in hohem Maße unverantwort- 
lich, solche Erklärungen abzugeben, ohne 
abzuwarten, welche Erfahrungen mit die- 
sem Abkommen wir in den nächsten Jah- 
ren machen werden; vor allem, welche 
Erfahrung die deutschen Firmen damit 
dachen werden. 
frage: In der SPD ist ein Abrücken von 
früheren außenpolitischen Positionen 
festzustellen, von der Nachrüstung bis 
zur Forderung nach dem NATO-Austritt. 
SPD-Kanzlerkandidat Johannes Rau 
schweigt dazu. Muß das nicht besorgt 
dachen? 
«ühe: Die SPD betreibt immer stärker ei- 
nen Bruch mit den Grundlagen der deut- 
schen Außen- und Sicherheitspolitik, 
jährend diese Bundesregierung in der 
Kontinuität der Adenauerschen West- 
ür»d Sicherheitspolitik steht. Diese grund- 
sätzliche Auseinandersetzung müssen wir 
Jer Öffentlichkeit deutlich machen. Wir 
k°nnen insbesondere Herrn Rau nicht ge- 
statten, daß er mit Lächeln darüber hin- 
weggeht und noch länger der große 
Schweiger in dieser Angelegenheit ist. 
^err Lafontaine hat den Austritt der Bun- 
desrepublik aus der militärischen Integra- 
l'on der NATO gefordert. Wenn wir die- 
^m Vorschlag folgen würden, wäre das 
das Ende der NATO und auch das Ende 
^°n Sicherheit und Freiheit für die Bun- 
aesrepublik Deutschland. 

rage: Sie sprechen von einem Bruch mit 
en Grundlagen der Außenpolitik durch 

die SPD ... 

uhe: Die mangelnde Fähigkeit, noch 
^n8er Sicherheitspolitik im Rahmen des 

etlichen Bündnisses zu betreiben, ist 
8erade in den letzten Tagen deutlich ge- 

worden, als Egon Bahr Sorgen über eine 
mögliche Modernisierung der Chemie- 
waffen durch die Amerikaner geäußert 
hat. Ich habe von ihm in den vergange- 
nen zehn Jahren keine Äußerung gehört 
über die massive C-Waffen-Entwicklung 
in der Sowjetunion. Dies ist erneut ein 
Beispiel dafür, daß man immer Kritik an 
den Amerikanern übt, aber auf der ande- 
ren Seite dasselbe bei der Sowjetunion to- 
leriert. Die ganze Haltung der SPD zu 
SDI ist ein Beispiel für eine wachsende 
Unfähigkeit der SPD, Bündnispositionen 
zu tragen. Die Sozialdemokraten können 
die Sowjets nicht an entsprechenden For- 
schungen hindern. Sie versuchen es nicht 
einmal. Aber sie machen den Versuch, 
unseren westlichen Bündnispartner durch 
die Mobilisierung der öffentlichen Mei- 
nung zu behindern. Das ist eine einäugi- 
ge, eine einseitige Politik, die bündnisun- 
fähig machen würde — jedenfalls bünd- 
nisunfähig mit unseren westlichen Part- 
nern. 

Frage: In der Koalition wird das SDI-Ab- 
kommen mit den USA unterschiedlich 
bewertet. Die FDP betont den Charakter 
des Wirtschaftsabkommens, die Union 
dagegen den sicherheitspolitischen 
Aspekt. Wie ist Ihr Urteil darüber? 

Rühe: Richtig ist, daß es sich bei der 
SDI-Forschung in erster Linie um ein si- 
cherheitspolitisches Vorhaben handelt. 
Aber ganz konkret geht es bei diesem 
Vertrag zu diesem Zeitpunkt in erster Li- 
nie darum, die Kooperationsmöglichkei- 
ten der deutschen Wirtschaft zu verbes- 
sern und abzusichern. Dazugekommen ist 
die Schaffung eines Informationsstranges 
zwischen den beiden Verteidigungsmini- 
sterien. Insofern kann man sagen, daß 
das Abkommen auf zwei Beinen steht. 
Ich halte es für töricht, nun einen Streit 
mit der Zielsetzung zu führen, die eine 
oder die andere Seite besonders heraus- 
zustreichen. 
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DM-Auf wertung kommt vor allem 
den Verbrauchern zugute 
Der Beschluß der Finanzminister 
der Europäischen Gemeinschaft vom 
6. April 1986 zur Neufestsetzung der 
Leitkurse im Europäischen Währungs- 
system ist eine Bekräftigung und Be- 
festigung der währungs-, wirtschafts- 
und finanzpolitischen Zusammen- 
arbeit in der Gemeinschaft. Die Bera- 
tungen haben gezeigt, daß die Mit- 
gliedstaaten heute im wesentlichen von 
denselben Grundsätzen und Prioritä- 
ten ausgehen. Die Übereinstimmung 
hat in letzter Zeit noch zugenommen, 
erklärte Bundesfinanzminister Ger- 
hard Stoltenberg. 

Vorherrschend ist das Ziel, die stabilitäts- 
politischen Erfolge der letzten Jahre zu 
sichern, die Gesundung der öffentlichen 
Haushalte noch weiter voranzubringen 
und vor allem eine langfristige Periode 
wirtschaftlichen Wachstums als wichtig- 
ste Voraussetzung für die Zurückführung 
der Arbeitslosigkeit in Europa zu errei- 
chen. Bemerkenswert an den Verhandlun- 
gen des vergangenen Wochenendes ist, 
daß nahezu alle Mitgliedstaaten ihre 
Währung in möglichst großer Nähe zur 
Deutschen Mark halten wollen. Darin 
spiegelt sich die hohe Einschätzung der 
Bundesregierung bei ihren europäischen 
Partnern wider. 
Für uns bedeuten die neuen Leitkurse 
keine Beeinträchtigung unserer interna- 
tionalen Wettbewerbsfähigkeit. Die Neu- 
bewertung der Mark im Wechselkursver- 
bund verbessert vielmehr unsere Chance, 
über 1986 hinaus ein hohes Maß an Geld- 
wertstabilität zu erreichen. Wir können 
jetzt für dieses Jahr mit nahezu völliger 
Stabilität der Lebenshaltungskosten und 
einer nur geringfügigen Zunahme der 

Produktionskosten rechnen, wenn die Ta- 
rifpartner diesen Prozeß fördern. Eine so 
günstige Situation hatte die Bundesrepu- 
blik Deutschland in diesem zentralen Be- 
reich seit zwei Jahrzehnten nicht mehr zu 
verzeichnen. Dies ist zusammen mit dem 
Ergebnis der Haushaltssanierung die 
Trumpfkarte für eine erfolgreiche langfri- 
stige wirtschafts-, währungs- und finanz- 
politische Strategie. 
Von entscheidender Bedeutung für die 
Zukunft ist freilich, daß alle gesellschaft- 
Jichen Gruppen auch weiterhin ihren Bei- 
trag hierzu leisten. Die ersten Tarifab- 
schlüsse dieses Jahres tragen den genann- 
ten Erfordernissen in noch ausreichender 
Weise Rechnung. Es ist wichtig für die 
langfristige Verbesserung der privaten 
Nachfrage und damit der Kaufkraft der 
Bevölkerung, daß insbesondere die IG 
Metall zu einem stabilitätspolitisch an- 
gemessenen Lohnabschluß bereit ist. Die 
DGB-Führung sollte ihre propagandisti- 
sche Kampagne gegen die Beschlüsse des 
Deutschen Bundestages zu § 116 des Ar- 
beitsförderungsgesetzes beenden und 
statt dessen konstruktiv an einer stabili- 
tätspolitischen Strategie für Wachstum 
und Beschäftigung mitwirken. 

Der wirtschaftliche Aufschwung beruht 
immer stärker auf hohen privaten Investi- 
tionen, zunehmend auch arbeitsplatz- 
schaffenden Erweiterungsinvestitionen 
und einer über 1986 hinaus erforderli- 
chen stetigen Zunahme der privaten 
Nachfrage. Dafür sind das Vertrauen in 
anhaltende Geldwertstabilität sowie eine 
erfolgreiche Währungspolitik, die niedri- 
ge Zinsen ermöglicht, von großer Bedeu- 
tung. 
Das Europäische Währungssystem hat 
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mit dem jüngsten Beschluß erneut seine 
Funktionsfähigkeit unter Beweis gestellt. 
Auch weltweit ist die Entwicklung der 
Hauptwährungen wesentlich für die künf- 
tigen Wachstumsperspektiven, eine aus- 
gewogenere Handels- und Leistungsbi- 
lanzstruktur und die Bewältigung der 
Schuldenkrise. 

Allerdings sind die Unterschiede in den 
Ökonomischen Grunddaten in der Welt- 
wirtschaft nach wie vor unvergleichlich 
8rößer als in Westeuropa. Deshalb sehen 
wir in vorausschaubarer Zeit nicht die 
Möglichkeit, die Struktur des europäi- 
schen Währungssystems auf die Weltwirt- 
schaft oder auf alle Industrieländer zu 
übertragen. 

Die Bundesregierung wird bei der bevor- 
stehenden Tagung des Internationalen 
Währungsfonds und bei dem Weltwirt- 
schaftsgipfel in Tokio mit Nachdruck für 
eine größere Konvergenz der Wirt- 
schafts-, Haushalts- und Währungspoli- 
tik, insbesondere der größeren Industrie- 
länder, eintreten. Die pragmatische Zu- 
sammenarbeit, unter bestimmten Bedin- 
gungen auch durch zeitweise abgestimm- 
te Interventionen der Notenbanken, hat 
sich in der jüngsten Vergangenheit beson- 
ders bewährt. Wir sollten, falls erforder- 
lich, auf diesem Wege weitergehen, an- 
statt eine völlige Neuordnung des Welt- 
währungssystems zu diskutieren, die in 
vorausschaubarer Zeit nicht erreichbar 
ist. 

Pressestimmen: 
"•Niger könnten kurzfristig importierte 
Erzeugnisse vor allem aus Frankreich 
Werden. Urlauber erhalten mehr Francs 
!»ir ihre D-Mark. 

(Die Welt, 7. April 86) 

Jür Deutsche werden Importe und 
Serien billiger 
^'liger werden für Deutsche und Nie- 
derländer Importwaren aus den EWS- 

artnerländern oder Urlaubsaufenthalte, 
kölnische Rundschau, 7. April 86) 

Bonus für die Mark 
,e Deutsche Mark hat in der internatio- 

nalen Bewertung im Vergleich zum Los 
er europäischen Währungen einen wei- 
sen Bonus erhalten:... Mit der neuerli- 
"cn Aufwertung der Mark addiert sich 
er Wertzuwachs, den sie gegenüber den 

äderen EWS-Währungen seit 1979 er- 
re,cht hat, auf rund 23 Prozent. 
Rheinische Post, 7. April 86) 

Gut für unsere Preise 
Die meisten Bundesbürger können sich 
über die neuen Wechselkurse ohnehin 
nur freuen. Denn nicht nur die Reisen 
nach Italien und Frankreich werden spür- 
bar billiger; Gleiches gilt für die Importe 
aus jenen Ländern. Damit ist das Funda- 
ment unserer Preisstabilität im Inland 
weiter gestärkt worden. 
(Kölnische Rundschau — Kommentar, 
7. April 86) 

Erfreulich 
Der deutsche Urlauber ... wird ... etwas 
besser abschneiden. Er erhält die Lira 
und den Franc zu einem günstigeren 
Kurs als bisher. Durch die Neuordnung 
der Kurse innerhalb des Europäischen 
Währungssystems werden sich außerdem 
die Einfuhren aus den Ländern, die ihm 
angehören, nochmals verbilligen. Die er- 
staunliche Preisstabilität in der Bundesre- 
publik wird zusätzlich abgesichert. 
(Kölner Stadt-Anzeiger, 7. April 86) 
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Preisstabilität erreicht - Inflation 
gleich Null 
Wir haben eine Null-Inflation — Wir 
haben die Null erreicht — Preisstabi- 
lität — so oder ähnlich lauteten zahl- 
reiche und eindrucksvolle Überschrif- 
ten in Zeitungskommentaren und Mel- 
dungen nach Veröffentlichung des 
Verbraucherindex im März. 

Eine Preissteigerungsrate von nur noch 
0,1 % gegenüber dem Vorjahresmonat 
zeigt, daß die Bundesregierung das Stabi- 
litätsziel erreicht hat. Damit ist die Bun- 
desrepublik im internationalen Vergleich 
Spitzenreiter bei der Inflationsbekämp- 
fung. 
Wie der Sprecher der Bundesregierung, 
Staatssekretär Ost, Radio Bremen am 
29. März 1986 in einem Interview erklär- 
te, habe es ein solch hohes Maß an Preis- 
stabilität seit den 50er Jahren nicht mehr 
gegeben. Daß die Mark wieder 100 Pfen- 
nig wert sei, daß die Kaufkraft der Mark 
im Innern und damit auch nach draußen 
besonders hoch sei, dies sei vor allem auf 
die konsequente Finanz- und Stabilitäts- 
politik der Bundesregierung zurückzufüh- 
ren. Vorteile darin sieht Regierungsspre- 
cher Ost für alle Bürger unseres Landes, 
für die Rentner ebenso wie für Bafög- 
Empfänger, für die Arbeitnehmer, die 
nun in diesem Jahr ein besonders hohes 
Plus bei den Reallöhnen verbuchen kön- 
nen, für die Sparer, die in Zeiten hoher 
Inflationsraten ihr gutes Geld hergeben 
und sozusagen schlechtes Geld zurückbe- 
kommen. Der Rückgang der Inflationsra- 
te von 6,3 % zu Beginn der 80er Jahre auf 
nunmehr nahezu 0 % erweist sich damit 
als unser größter sozialpolitischer Erfolg. 
Denn stabile Kaufkraft, stabile Preise be- 
deuten praktizierte Sozialpolitik, wie 
Staatssekretär Häfele am 1. April in ei- 

nem Beitrag des Düsseldorfer Handels- 
blattes versichert. 1986 dürften die Rent- 
ner, auch unter Berücksichtigung des 
Krankenversicherungsbeitrages, eine rea- 
le Steigerung ihrer Renten um rd. 1,5 % 
erwarten. 
Angeregt durch die niedrigen Zinsen ent- 
wickelt sich die Nachfrage der Unterneh- 
men nach Ausrüstungsinvestitionen be- 
reits im zweiten Jahr nacheinander außer- 
gewöhnlich robust. Nachdem die realen 
Ausrüstungen bereits 1985 um rd. 9 % ge- 
stiegen sind, rechnet die Bundesregierung 
für dieses Jahr nochmals mit einem Plus 
in etwa der gleichen Größenordnung. 
Auch der reale private Verbrauch hat sich 
seit Mitte letzten Jahres deutlich belebt. 
Die Menschen haben wieder Vertrauen in 
die Zukunft. Für das laufende Jahr kann 
mit einem realen Zuwachs von voraus- 
sichtlich 4 % gerechnet werden. Das ist 
das beste Ergebnis seit neun Jahren! 
Geldwertstabilität stellt sich nicht von al- 
lein ein, sondern sie ist das Ergebnis ei- 
ner Leistung. Wie Staatssekretär Häfele 
betont, bedarf es deshalb ständiger An- 
strengungen, um die Stabilität zu sichern- 
U. a. die Tarifparteien müssen noch stär- 
ker erkennen, daß weniger meist mehr ist 
— für die Geldstabilität, für die Realein- 
kommen und für die Arbeitsplätze. 

ZITAT 
Ich will die Streikfähigkeit der Gewerk- 
schaften erhalten und lehne es deshalb 
ab, daß mein Beitragsgeld für das Ver- 
sagen von DGB-Funktionären bei der 
Neuen Heimat verwendet wird. 
Norbert Blüm, Bundesarbeitsminister 
und Mitglied der IG Metall 
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Umfrage: So gut geht es 
den Deutschen 
Bei einer repräsentativen Umfrage (1470 
bundesweit befragte Personen) der Wik- 
kert-Institute im Auftrag der „Quick" er- 
gab sich kürzlich, daß es heute mehr als 
e>nem Viertel aller Bundesbürger wirt- 
schaftlich besser geht als vor zwölf Mona- 
ten. Die einzelnen Daten sind in der 
nachstehenden Tabelle abzulesen: 

^eht e? innen heute wirtschaftlich besser a'.s vor einem Jahr 

besser genauso schlechter 

«• 27*) 53 20 
>«nnw 30 47 23 

**•» 24 59 17 

^bh 29 Jahre 59 32 9 

j^H* 49 Jahre 25 52 23 
»Iter 8 68 24 

^U/CSü-VWyitor 33 56 11 

^0-w*htef 14 61 25 

^^Wü*K 65 32 3 
[frfo»e 29 57 14 
' *"e Angaben in Prozer t 

Themen waren Ausreise und 
* amilienzusammenführung 
Bundeskanzler Helmut Kohl und der 
Außenminister Marian Orzechowski erör- 
^ften in einem einstündigen Gespräch die 
yest-Ost-Beziehungen sowie die Perspek- 
tiven der bilateralen Beziehungen auf allen 
^henen, einschließlich der Fragen der Aus- 
e|se und Familienzusammenführung. 

Bundeskanzler Kohl und der polnische 
Außenminister stimmten darin überein, 

*ß sich neue und günstige Chancen er- 
'friet haben, die beiderseitigen Bezie- 
Ungen in vielfältiger Weise auszubauen 
nd zu intensivieren und daß dies im In- 
eresse beider Länder sei. Bundeskanzler 
\!e|mut Kohl wies daraufhin, daß sich 

le wirtschaftlichen Beziehungen und die 

technologisch-wissenschaftliche Koope- 
ration um so günstiger entwickeln wer- 
dende konstruktiver sich die Zusammen- 
arbeit auch auf der politischen und kultu- 
rellen Ebene wie im humanitären Bereich 
gestaltet. Grundlage dafür sei der 
deutsch-polnische Vertrag, der von keiner 
Seite zu Lasten des anderen nachgebes- 
sert werden sollte. 

Die Bundesregierung 
ermöglicht Rettung von 
Arbed Saarstahl 
Durch die volle Übernahme der von ihr 
verbürgten Kredite an Arbed Saarstahl in 
Höhe von 705 Mio. DM hat die Bundes- 
regierung nach Ansicht des wirtschafts- 
politischen Sprechers der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Matthias Wissmann, 
entscheidend zur Lösung der Krise bei 
Arbed Saarstahl beigetragen. 

Die Lösung trage den Forderungen der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Rech- 
nung, da keine neuen Zuschüsse gezahlt 
werden und das Unternehmen auf Dauer 
nicht vom Staat, sondern von privaten Ei- 
gentümern mit entsprechender unterneh- 
merischer Konzeption übernommen wer- 
den soll. 

Damit sei der von der SPD-Fraktion er- 
hobene Vorwurf widerlegt, die Bundesre- 
gierung riskiere durch ihre angeblich zö- 
gernde Haltung den Konkurs des Unter- 
nehmens. Es habe sich ein weiteres Mal 
gezeigt, daß die SPD mit unsachlichen 
Kampagnen versucht, eine verantwor- 
tungsvolle und allen Beteiligten Rech- 
nung tragende Politik in Frage zu stellen. 

Vetter gehört zur FDP 
Berlins ehemaliger Umweltsenator Horst 
Vetter gehört nicht der CDU an, wie in 
UiD 10/86 in einer Meldung irrtümlich 
berichtet wurde, sondern der FDP. 
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Im März: Deutliche Wende 
zum Besseren 
Der Aufschwung erfaßt auch den Ar- 
beitsmarkt. Die günstige wirtschaftli- 
che Entwicklung wirkt sich weiter posi- 
tiv auch auf den Arbeitsmarkt aus. Be- 
sonders erfreulich ist dabei die Zunah- 
me bei den Stellenangeboten. Die 
Zahl der offenen Stellen liegt derzeit 
um rund 40 Prozent über dem Vor- 
jahresniveau. 

Unternehmen und Arbeitsämter sollten 
sich nun gemeinsam bemühen, diese offe- 
nen Stellen rasch zu besetzen. Ebenso gilt 
es, die Möglichkeiten des Beschäftigungs- 
förderungsgesetzes noch stärker als bis- 
her zu nutzen. Firmenleitungen und Be- 
triebsräte könnten vielen arbeitslosen 
Menschen die Chance für die Rückkehr 
an einen Arbeitsplatz eröffnen, wenn auf 
Überstunden weitgehend verzichtet und 
wenn in noch mehr Unternehmen eine 
flexiblere Einstellungspolitik betrieben 
würde. 
Zwar geht die Zahl der Arbeitslosen nur 
allmählich zurück, da nach wie vor mehr 
junge Menschen in den Beruf drängen, 
als ältere Arbeitnehmer aus dem Erwerbs- 
leben ausscheiden und da in zunehmen- 
dem Maße Arbeitnehmer aus der soge- 
nannten stillen Reserve wieder einen Ar- 
beitsplatz besetzen. Dennoch: Im März 
war die Arbeitslosenzahl um 145400 nied- 
riger als im Vormonat und um 26800 nied- 
riger als vor einem Jahr. Der Trend des 
Abbaus der Arbeitslosigkeit, der bereits 
im Januar und Februar diesen Jahres re- 
gistriert wurde, setzt sich also fort und si- 
gnalisiert eine sichtbare Wende zum Bes- 
seren. Seit 1980 hatten die Arbeitslosen- 
zahlen stets über dem entsprechenden 
Vorjahresniveau gelegen. 
Die Bundesregierung erwartet in den 

nächsten Monaten eine weitere deutliche 
Verringerung der Arbeitslosenzahlen. Der 
außerordentlich günstige wirtschaftliche 
Rahmen — das höchste reale Wirtschafts- 
wachstum seit sieben Jahren, das hohe 
Maß an Preisstabilität, sinkende Zinsen, 
steigende Investitionen und eine kräftig 
wachsende Kaufkraft — bildet eine her- 
vorragende Voraussetzung für die Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze und für mehr 
Neueinstellungen. Immerhin ist es bisher 
schon gelungen, die Zahl der Kurzarbei- 
ter auf nur noch 295 000 abzubauen. Sie 

-liegt damit um fast 1 Mio. niedriger als 
Anfang 1983. 
Angesichts des hohen Anteils von Men- 
schen ohne ausreichende berufliche Qua- 
lifikation an der Arbeitslosenzahl insge- 
samt hat die Bundesregierung mit der 7. 
Novelle zum Arbeitsförderungsgesetz die 
Voraussetzungen für eine Qualifizie- 
rungsoffensive geschaffen. Arbeitgeber 
und Gewerkschaften sowie Arbeitsämter 
sollten hier mitziehen und mit einer Soli- 
daraktion — vor allem jenen Menschen, 
die bereits arbeitslos sind — beim Weg 
zurück in die Arbeitswelt helfen. 
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Arbeitslosenzahl 
bald unter zwei Millionen 
Die Zahl der Arbeitslosen in der Bundes- 
republik Deutschland wird nach Ein- 
schätzung des Kieler Instituts für Welt- 
wirtschaft (IFW) im Spätsommer 1986 
erstmals seit 1982 wieder unter zwei Mil- 
lionen liegen. Das IFW rechnet für 1986 
in der Bundesrepublik mit einem realen 
Wachstum des Bruttosozialprodukts 
(BSP) von „reichlich 3,5" Prozent. 
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Eine Kette von Skandalen 
Die Kette der Skandale mit der ge- 
werkschaftseigenen Wohnungsbauge- 
sellschaft „Neue Heimat" setzt sich 
*°rt, erklärte der Vorsitzende des 
CDU-Bundesfachausschusses Städte- 
Jnd Wohnungsbau, MdB Dr. Franz 
Möller. 

gegebene Zusagen werden nicht einge- 
ölten! In einem Gespräch am 5. Februar 
1986, zwischen DGB-Chef Ernst Breit 
Un<i „Neue Heimat"-Chef Diether Hoff- 
mann mit dem Bundesbauminister 

chneider und den Länderministern, wa- 
'en erste Schritte für eine Sanierung des 

ürch schweren Managementfehler am 
j^ande des Konkurses operierenden Neue 
Heimat- Konzerns vereinbart worden. Da- 
2u gehörten: 

die Vermögens- und Schuldensituation 
er Neuen Heimat von einer neutralen 
rüfungsgesellschaft untersuchen zu las- 

sen; 

.   'nnerhalb von drei Monaten ein tragfä- 
'ges Sanierungskonzept für die Neue 

J^eirnat vorzulegen, 
lese Vereinbarung wurde nun gebro- 

nen, da nach sechs Wochen Ernst Breit 
nd Diether Hoffmann dem Bundesbau- 

^'nister mitgeteilt haben, daß sie keinen 
Jjjfangsauftrag an ein neutrales Wirt- 

naftsprüfungsinstitut vergeben werden. 
^ att dessen wollen sie selbst Zahlen zur 
uage der Neuen Heimat zusammenstel- 

2ll
leder sind sechs Wochen, die dringend 

%    nierun8 der Neuen Heimat benö- 
sch Wurden> nutzlos verstrichen. Die Ent- 
nich,dUng der Neuen Heimat erfolgt 
Sa ht unerwartet, da schon jetzt, ohne ein 
pj^ungskonzept vorzulegen oder eine 
Wnh8 einzuleiten, überraschend 2400 

°hnungen für 142 Mio. Mark an das 

von Johannes Rau regierte Bundesland 
Nordrhein-Westfalen verkauft werden. 
Obwohl Nordrhein-Westfalen das Bun- 
desland mit der höchsten Neuverschul- 
dung ist, plant dieses Bundesland auch 
noch die restlichen Neue Heimat-Woh- 
nungen für 2,4 Mrd. Mark aufzukaufen. 
Die Neue Heimat sieht offensichtlich nur 
Möglichkeiten, mit Steuergeldern aus 
SPD-regierten Bundesländern ihre Schul- 
denberge abzubauen. Ihr ist nicht daran 
gelegen, die sicherlich peinliche Vermö- 
gens- und Schuldenlage von einem neu- 
tralen Gutachter prüfen zu lassen. Der 
Bundesfachausschuß „Städte- und Woh- 
nungsbau" wendet sich entschieden ge- 
gen den Versuch von DGB, Neue Heimat 
und SPD, die Verluste der Neuen Heimat 
auf Kosten der Steuerzahler auszuglei- 
chen. 
Der DGB ist reich. Er muß mit seinen 
Mitteln eine Sanierung der Neuen Heimat 
erreichen. Steuergelder zur Sanierung der 
Neuen Heimat wären ein Skandal! 
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Mitarbeiter demonstrieren 
mit schwarzen Fahnen 
Hunderte von Mitarbeitern der Neuen 
Heimat haben mit schwarzen Fahnen, 
Transparenten und einem Sitzstreik vor 
einer Aufsichtsratssitzung des gewerk- 
schaftseigenen Baukonzerns in Neuss 
demonstriert. Auf Spruchbändern hieß es 
„Unsere Leichen leben noch" und „Kum- 
pel ist das nicht famos, die Gewerkschaft 
macht uns arbeitslos". Der DGB-Vorsit- 
zende Ernst Breit konnte sich zur Auf- 
sichtsratssitzung in Neuss nur mühsam 
einen Weg durch die Demonstranten 
bahnen. 
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Mit WM-Preisausschreiben 

ICDUi 
sicher 
sozial 
und freik 

Manche 
können 
es kaum noch 
erwarten... 
... doch der CDU-Kalender zur 
Fußballweltmeisterschaft verkürzt 
die Wartezeit bis Ende Mai. Jetzt 
ist er da, unser nützlicher WM-Be- 
gleiter für jeden Fußballfan. Be- 
stens geeignet für Verteilaktionen 
vor Sportplätzen und Hallen. Mit 
TV-Zeiten und Preisausschreiben. 
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